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der rechtsprechenden Funktion der Justiz ging, demon­
strierte Goebbels zwei Tage später in seiner Rede vor den 
Mitgliedern des faschistischen Volksgerichtshofes. Nach der 
Mitschrift des Ministerialdirektors Dr. Crohne erklärte er: 
„Der Richter müsse bei seinen Entscheidungen weniger 
vom Gesetz ausgehen als von dem Grundgedanken, daß der 
Rechtsbrecher aus der Volksgemeinschaft ausgeschieden 
werde. Im Kriege gehe es nicht so sehr darum, ob ein Ur­
teil gerecht oder ungerecht sei, sondern nur um die Frage 
der Zweckmäßigkeit ... Es sei nicht vom Gesetz auszuge­
hen, sondern von dem Entschluß, der Mann müsse weg.“ 26

Das hat die Nazijustiz tatsächlich praktiziert, in vielen 
Fällen übrigens schon lange vor dem Hitlererlaß vom 
20. August 1942. Sie hat sowohl durch ihre Spruchpraxis 
als auch durch die Überantwortung von Justizhäftlingen 
an Gestapo-, SS- und Polizeidienststellen maßgeblich dazu 
beigetragen, daß Zehntausende „aus der Volksgemein­
schaft ausgeschieden“, d. h. ermordet wurden.

Das Zusammenwirken zwischen Justiz und KZ-System 
im Nazistaat begann unmittelbar nach der Machtübertra­
gung im Jahre 1933 und wurde in den folgenden zwölf 
Jahren ständig erweitert.27 Die faschistische Justiz war 
keineswegs — wie verschiedentlich in BRD-Publikationen 
behauptet wurde — eine Oase des Rechts und der Gerech­
tigkeit inmitten des Terrors. Sie war vielmehr dessen un­
trennbarer Bestandteil. Die faschistische Justiz trägt Mit­
verantwortung für die in den Konzentrationslagern bzw. 
an den KZ-Häftlingen verübten Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit.

Verfolgung und Bestrafung der Nazijuristen — 
völkerrechtliche Pflicht der Staaten

Das Prinzip, Einzelpersonen für Verbrechen gegen das
Völkerrecht strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen, ist
ein allgemeiner Völkerrechtsgrundsatz, der sowohl im Völ­
kervertragsrecht wie im Völkergewohnheitsrecht vielfälti­
gen Niederschlag gefunden hat.28 Auf seiner Grundlage 
wurden nach der Zerschlagung des Faschismus in zahl­
reichen Staaten Angehörige der Nazijustiz vor Gericht ge­
stellt und rechtskräftig zur Verantwortung gezogen. Als be­
deutsamster dieser Strafprozesse ist das bereits erwähnte 
Verfahren vor dem US-amerikanischen Militärgerichts­
hof III in Nürnberg in die Nachkriegsgeschichte eingegan­
gen. Dieser Prozeß stellte trotz gewisser ihm innewohnen­
der Inkonsequenzen, einen gewichtigen Beitrag dar, die 
faschistische Justiz sowohl in ihrem Wesen als in Gestalt 
einiger ihrer kriminellsten Repräsentanten zu entlarven.21 * *'

Von den Gerichten der Deutschen Demokratischen Re­
publik wurden seit der Zerschlagung des Faschismus ins­
gesamt 147 Nazijuristen wegen der von ihnen verübten 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlich­
keit rechtskräftig zur Verantwortung gezogen. Darüber 
hinaus hat die DDR insbesondere den Justizbehörden in 
der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin (West) über 
2 000 völkerrechtswidrige Todesürteile als Beweismaterial 
gegen dort bislang unbehelligt gebliebene Angehörige der 
Nazijustiz zur Verfügung gestellt.

Kürzlich wurde gemeldet^, das durch eine Anzeige des 
ehemaligen stellvertretenden USA-Hauptanklägers beim 
Nürnberger Prozeß, Robert M. W. Kempner, in Berlin 
(West) gegen Angehörige des faschistischen Volksgerichts­
hofes eingeleitete Ermittlungsverfahren sei weitgehend 
eingestellt worden. Diese Entscheidung beruht auf der von 
der BRD-Justiz entwickelten Konstruktion, Nazijuristen — 
unbeschadet der Feststellung, daß diese Täter3! zum Teil 
Hunderte von völkerrechtswidrigen Todesurteilen fällten — 
nur dann zur Verantwortung zu ziehen, wenn sie den Vor­
satz der Rechtsbeugung entweder einräumen oder er ihnen 
durch objektive Beweismittel nachweisbar ist.

Eine solche Anklage- und Spruchpraxis mißachtet, daß 
die faschistische Rechtsprechung (und Gesetzgebung) be­
reits in sich kriminell war. Zu Recht stellte das US-ameri­
kanische Militärgericht in seinem Urteil gegen Nazijuristen 
fest: „Die Beschuldigung ... ist die der bewußten Teil­
nahme an einem über das ganze Land verbreiteten und 
von der Regierung organisierten System der Grausam­
keit und Ungerechtigkeit unter Verletzung der Kriegsge­
setze und der Gesetze der Menschlichkeit, begangen im 
Namen des Rechts unter der Autorität des Justizministe­
riums und mit Hilfe der Gerichte. Der Dolch des Mörders 
war unter der Robe des Juristen verborgen.“32

Für die Beurteilung von Hitlers Strafjustiz darf es da­
her weder ein Sonderrecht noch strafpolitische Privilegien 
geben. Die Nazijuristen sind vielmehr — wie alle anderen 
Tatbeteiligten der faschistischen Verbrechen — unter der 
selbstverständlichen Voraussetzung der Prüfung ihrer indi­
viduellen Verantwortlichkeit entsprechend dem Grad ihrer 
Schuld wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zur Verantwortung zu ziehen.
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